
Lex China im Ständerat

Ausverkauf der Schweiz: Tut der Bund zu
wenig, um Firmenübernahmen zu
verhindern?
Anders als in den umliegenden Ländern schützt kein Gesetz

wichtige Schweizer Firmen vor ausländischem Zugriff. Trotzdem

ist die Lex China heftig umstritten.

Benjamin Bitoun

Publiziert: 23.09.2025, 11:15

Startseite Schweiz Investitionsprüfgesetz Schweiz: Schutz vor China-Übernahmen?

26

https://www.tagesanzeiger.ch/author/86337619/benjamin-bitoun
https://www.tagesanzeiger.ch/
https://www.tagesanzeiger.ch/schweiz
https://www.tagesanzeiger.ch/


In Kürze:

Das Investitionsprüfgesetz sieht Kontrollen vor Übernahmen

von sicherheitsrelevanten Schweizer Firmen vor.

Neunzig Prozent aller OECD-Länder führen

Investitionskontrollen durch.

Kritiker des Gesetzes warnen vor den wirtschaftlichen Folgen

der Kontrollen.
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Am Anfang der Lex China war Syngenta: Aktivisten machen vor der Übernahme durch Chem
China auf die Probleme des Konzerns aufmerksam.
Foto: Georgios Kefalas (Keystone)
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Eine Seco-Studie stellte Handlungsbedarf in den Bereichen IT-

Dienstleistungen, Pharma- sowie Rüstungsindustrie fest.

Was, wenn ein chinesisches Unternehmen statt Syngenta die Ener-

gieversorgerin Axpo übernehmen will? Oder die Swisscom? Oder

wenn sich eine US-Pharmafirma die Kontrolle über die Lonza si-

chern möchte, die während der Covidpandemie für die schnelle

Entwicklung von Impfstoffen so wichtig war?

Solche Szenarien machen derzeit im Bundeshaus die Runde, wenn

vom Investitionsprüfgesetz  die Rede ist. Das Gesetz soll dem

Bund ermöglichen, die Übernahme von Firmen durch ausländi-

sche Investoren zu verhindern, wenn dadurch die Sicherheit der

Schweiz oder die öffentliche Ordnung gefährdet sein könnte. Die

Investoren müssten in diesem Fall beim Staatssekretariat für Wirt-

schaft (Seco) ein Gesuch stellen, das den Verkauf entweder prüft,

abnickt oder verhindert.

Doch über dem Investitionsprüfgesetz ist ein Richtungsstreit ent-

brannt. Während der Bundesrat nur beschränkte Kontrollen vor-

sieht, möchte der Nationalrat diese massiv ausweiten. Der Wirt-

schaftskommission des Ständerats hingegen gehen schon die

Pläne des Bundesrats zu weit.

Am Mittwoch beschäftigt sich der Ständerat damit – und das Ti-

ming der Debatte könnte nicht besser sein.

Die offene Schweiz ist die Ausnahme

Die Frage, wie ein Land seine Schlüsseltechnologien und Infra-

strukturen schützt, steht auf der Agenda vieler Regierungen ganz

zuoberst. Unter dem Titel «Wirtschaftliche Sicherheit ist nationale

Sicherheit» kündigte US-Präsident Donald Trump bereits kurz

nach Amtsantritt strengere Investitionskontrollen  an.

Kontrolle kann auch auf einen Deal hinauslaufen, wie im Fall der

chinesischen Social-Media-App Tiktok. Durch die Übernahme ei-

nes 80-Prozent-Anteils der Tochterfirma von Tiktok durch ameri-

kanische Investoren will das Weisse Haus verhindern, dass die chi-

nesische Regierung auf die Daten der US-Nutzer zugreifen könnte.
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Mit solchen Bedenken stehen die USA nicht alleine da. Mittlerweile

führen gegen 90 Prozent aller OECD-Länder bei Firmenübernah-

men in kritischen Bereichen Investitionskontrollen durch. In

Deutschland beispielsweise wurde ein entsprechendes Gesetz be-

reits 2020 verabschiedet. Auslöser war der Versuch eines chinesi-

schen Konzerns, bei einem lokalen Stromnetzbetreiber

einzusteigen.

Von Syngenta zur «Lex China»

«Während die meisten Länder ihre strategisch wichtigen Firmen

schützen, träumt die Schweiz weiter von einer völlig liberalisierten

Wirtschaft», sagt Mitte-Ständerat Beat Rieder. Seine Motion war

es, die den Bundesrat erst zum Handeln zwang. Rieder reichte sie

2018 nach der Übernahme des Schweizer Agrochemie-Riesen Syn-

genta durch den chinesischen Staatskonzern Chem China ein.

Der Syngenta-Verkauf schreckte Bundesbern auf. Umso mehr, weil

kurz davor mit dem Luftwartungs-Dienstleister SR Technics, der

ehemaligen Swissair-Tochter Swissport und dem Airline-Caterer

Swissport drei weitere Schweizer Weltmarktführer an einen chine-

sischen Konzern gingen. Von links bis rechts warnten Politiker vor

einem Ausverkauf der Schweizer Wirtschaft und fragten sich, wel-

che Firma wohl als Nächstes auf dem Radar Chinas auftauchen

werde.
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Doch die befürchtete Übernahmewelle traf nie ein, wie die Zahlen

zu ausländischen Direktinvestitionen zeigen. Laut dem Seco inves-

tierten ausländische Investoren etwa 2023 insgesamt rund 930

Milliarden Franken in der Schweiz, lediglich 22 Milliarden stamm-

ten aus China – ein Anteil von 2,4 Prozent.

3300 Rüstungszulieferer in der Schweiz

Trotzdem sei das Gesetz im aktuellen geopolitischen Umfeld nöti-

ger denn je, sagt Mitte-Ständerat Rieder. Zum einen, weil Investiti-

onskontrollen eine abschreckende Wirkung hätten. «Ausländische

Akteure mit unlauteren Absichten werden eine Übernahme gar

nicht erst versuchen, wenn diese im Zweifelsfall durch den Staat

abgewehrt werden kann.»

Zum andern, weil nur schwer vorhersehbar sei, welche Firma für

die Interessen der Schweiz einmal wichtig werde, sagt Rieder und

Swissport wurde 2015 für 2,7 Milliarden Franken an die chinesische HNA Group verkauft.
Foto: Gaëtan Bally (Keystone)



verweist auf den Fall von Beyond Gravity. Der bereits beschlossene

Verkauf der Weltraumsparte von Ruag International, die dereinst

Satelliten «Made in Switzerland» entwickeln soll, war vom Parla-

ment wegen Sicherheitsbedenken noch verhindert worden. Davor

war die Firma den wenigsten im Bundeshaus überhaupt bekannt.

Beyond Gravity sei kein Einzelfall, sagt Rieder. In der Schweiz gebe

es 3300 Rüstungszulieferer, darunter viele IT-Firmen. «Welche für

die sicherheitspolitischen Interessen der Schweiz wichtig sind,

kann man im Voraus kaum abschätzen.» Dasselbe gelte im Bereich

der Gesundheitsversorgung. «Es brauchte eine Pandemie, damit

wir merkten, dass wichtige Hersteller längst ins Ausland verkauft

worden sind.»

Auf einmal zentral für die Sicherheit der Schweiz: Ein Mitarbeiter von Beyond Gravity verbaut
Satellitenteile.
Foto: Gaëtan Bally (Keystone)
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Seco-Studie sieht Handlungsbedarf bei IT, Pharma
und Rüstung

Um Rettungsaktionen in letzter Minute wie Beyond Gravity künftig

zu verhindern oder eine Übernahme an Bedingungen zu knüpfen,

brauche es das Gesetz, ist Rieder überzeugt. Kritische Stimmen, die

vor allem aus dem Umkreis der Wirtschaftsverbände und dem

FDP-Lager kommen, sehen das anders. Die bestehenden Schutz-

mechanismen seien ausreichend, positioniert sich etwa FDP-Stän-

derat Thierry Burkart im Namen der Wirtschaftskommission. Kon-

trollen würden ausserdem erhebliche Kosten mit sich bringen.

«Investitionskontrollen haben einen wirtschaftlichen Preis», sagt

auch Niclas Meyer. In einer Studie für das Seco  hat sich der Öko-

nom vertieft damit auseinandergesetzt. Zum einen verlängere die

Prüfung den Übernahmeprozess. Zum anderen falle diese in die

kritische Phase, in der beide Parteien bereits viel in die Übernahme

investiert hätten. «Ein Abbruch danach kommt beide teuer zu ste-

hen.» Aufgrund der wirtschaftlichen Kosten empfiehlt Meyer des-

halb, die Kontrollen so eng zu halten wie möglich.

Kritische Infrastrukturen und Firmen wie die Swisscom oder Axpo

seien bereits jetzt ausreichend geschützt, kommt die Studie des

Seco zum Schluss. In anderen Bereichen sei das jedoch nicht der

Fall. Bei IT-Dienstleistungen und den Bereichen Pharma und Ge-

sundheit sowie Rüstungs- und Dual-Use-Gütern bestehe für den

Staat Handlungsbedarf.
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